
spielten Steuersenkungen für die
kleinen und mittleren Unterneh-
men weiter eine zentrale Rolle. 

Darüber hinaus gab die CDU-
Vorsitzende bekannt, dass am
22. März der CDU-Bundesaus-
schuss in Berlin zusammenkom-
men wird. Im Vorfeld der Land-
tagswahlen in Baden-Württem-
berg und Rheinland-Pfalz wird
vom 14.–16. November der dies-
jährige Bundesparteitag der CDU
Deutschlands in Karlsruhe statt-
finden.

Bereits in seiner Sitzung am
Donnerstag hatte der Bundes-
vorstand auf das vergangene
Wahljahr zurückgeblickt. Dazu
hatte Meinungsforscher Mat-
thias Jung von der Forschungs-
gruppe Wahlen das Ergebnis der
Bundestagswahl 2009 analysiert.
Demnach habe die Union von der
SPD fast 900.000 Wähler abwer-
ben können, über eine Million

Wähler der Union hätten
bei der Wahl aber zur
FDP gewechselt. Insge-
samt sei das bürgerliche
Lager bei der Bundes-
tagswahl klar gestärkt
worden. 

Besonders bei weibli-
chen Wählern konnte 
die Union zulegen: rund 36
Prozent der Frauen gaben
ihre Stimme bei der Bun-
destagswahl 2009 CDU
und CSU, am stärksten
konnte die Union dabei in
der Altersgruppe der 30
bis 44-jährigen gewinnen
(+5 Prozentpunkte). Männ -
li che Wähler entschieden
sich zu 31 Prozent für die
CDU. Jung betonte, dass
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Der CDU-Bundesvor-
stand hat heute die Ber-
liner Erklärung „Unsere
Perspektiven 2010 bis
2013“ verabschiedet.
„Die einstimmige Ak-
zeptanz zeigt, dass sich
alle – egal welcher Strö-
mung innerhalb der Par-
tei sie angehören – mit
dieser Berliner Erklärung
identifizieren können“,
erklärte die CDU-Vorsit-
zende Angela Merkel im
Anschluss an die Bera-
tungen.  

Die „ehrliche Analy-
se“ des Bundestagswahl-
ergebnisses habe ge-
zeigt, „dass wir den Weg,
den wir in den letzten
Jahren gegangen sind,
konsequent fortsetzen können“,
erklärte die Bundeskanzlerin.
Nur auf diesem Weg sei es mög-
lich, „die CDU Deutschlands auch
im 21. Jahrhundert als Volkspar-
tei weiterzuentwickeln“. In die-
sem Zusammenhang sei es wich-
tig, „ein Angebot für jeden in der
Gesellschaft“ zu machen. Um
diesem Anspruch als „Volkspar-
tei für jeden“ gerecht zu werden,
gelte es sowohl die Interessen
der Stammwähler zu berücksich-
tigen als auch neue Wähler zu ge-
winnen, sagte die Kanzlerin. 

Merkel erklärte, die Bürger 
erwarteten Antworten auf drin-
gende Fragen wie der nach Ar-
beitsplätzen, sozialer Sicherheit
und Integration. Die CDU werde 
sich daher 2010 ganz besonders
auf das Thema „Gesellschaft 
als Chancengesellschaft“ kon-
zentrieren. Sie wolle gleiche
Chancen für alle ermöglichen

und sich den Themen Familie,
Kinder und Bildung besonders
widmen.

Die Bewältigung der
Wirtschaftskrise 
weiter im Mittelpunkt

Die Überwindung der Wirt-
schaftskrise werde auch künftig
weite Teile der Regierungsarbeit
prägen, sagte Angela Merkel. Der
Wirtschaftseinbruch von fünf
Prozent im vergangenen Jahr sei
der schlimmste seit 1932. Des-
halb müssten Antworten auf die
Frage gefunden werden: „Wie
schaffen wir Wachstum und wie
kommen wir stärker aus der Krise
heraus, als wir hineingegangen
sind?“ In ihrer Berliner Erklärung
habe die CDU die Spielräume be-
schrieben, die es trotz Wirt-
schaftskrise und Schuldenbrem-
se gebe, sagte Merkel. Dabei

Kopfzeile
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B u n d e s v o r s t a n d s k l a u s u r :  

„Wir wollen Volkspartei für jeden sein“

Die Berliner Erkärung steht 
Ihnen unter:
http://www.cdu.de/doc/pdfc/10
0115-Berliner-Erklaerung.pdf
zum Download zur Verfügung.

BERLINER ERKLÄRUNG 
UNSERE PERSPEKTIVEN 2010 – 2013

BESCHLUSS DES BUNDESVORSTANDS DER CDU DEUTSCHLANDS 

ANLÄSSLICH DER KLAUSURTAGUNG AM 14. UND 15. JANUAR 2010 

IN BERLIN

UiD-Newsletter 

Die CDU-Vorsitzende, Bundeskanzlerin Angela Merkel, bei der Pressekonferenz nach der Klausurtagung des Bundesvorstands

Aktueller Terminhinweis: 22. März: Bundesausschuss in Berlin · 14. – 16. November: Parteitag in Karlsruhe

BERLINER ERKLÄRUNG
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DIE AKTUELLEN VIDEOS VON CDU.TV 
ZUR AUFTAKT-KLAUSUR 

DES CDU-BUNDESVORSTANDS FINDEN SIE HIER:

� Exklusives Interview mit Bundeskanzlerin Angela Merkel

� Dem „C“ verpflichtet. Margot Käßmann und Robert Zollitsch 
im Gespräch mit CDU.TV

� Statement von CDU-Generalsekretär Hermann Gröhe 

AKTUELLE MATERIALIEN ZUM
WACHSTUMSBESCHLEUNIGUNGSGESETZ

V.i.S.d.P.: CDU-Bundesgeschäftsstelle | Klingelhöferstraße 8 | 10785 Berlin | info@cdu.de | www.cdu.de

Wachstumsbeschleunigungsgesetz

Die Mitte.

Zum Jahresbeginn 2010 ist das Wachstumsbeschleunigungsgesetz in Kraft getreten. Mit ihm entlastet die
Koalition aus CDU, CSU und FDP vor allem kleinere und mittlere Unternehmen. Insgesamt werden die
Unternehmen um 3,5 Milliarden Euro entlastet. Das hilft ihnen, die Krise schneller zu überwinden und
sichert so Arbeitsplätze.  

Wachstumsbedingungen für Unternehmen verbessert:

� Durch die Neuregelungen zur Sofortabschreibung von Wirtschaftsgütern können Unternehmen schon im Jahr
der Anschaffung steuerlich profitieren. Das entlastet Unternehmen zusätzlich und fördert Investitionen. 

� Die Unternehmensteuerreform wurde weiterentwickelt: So können Verluste nun auch in weiteren Fällen
steuerlich geltend gemacht werden (z. B. Fortsetzung der sogenannten „Sanierungsklausel“). Das hilft gerade
in der Krise. 

� Durch die Zinsabzugsbeschränkung – die sogenannte „Zinsschranke“ wurden bislang die Möglichkeiten 
zum steuerlichen Abzug von Zinszahlungen eingeschränkt. Zur Entlastung insbesondere kleinerer und mittle-
rer Unternehmen wird die steuerliche Freigrenze jetzt dauerhaft von einer auf drei Millionen Euro erhöht.

� Die Hinzurechnung von Immobilienmieten zum zu versteuernden Gewinn eines Unternehmens bei der
Berechung der Gewerbesteuer wird reduziert. Davon hat gerade der Einzelhandel etwas. Umstrukturierungen
und Erweiterungen von Unternehmen werden unter anderem durch Entlastungen im Bereich der
Grunderwerbssteuer erleichtert.

Erbschaftsteuerreform krisenfest weiterentwickelt: 

Zur Überwindung der Finanzmarkt- und Wirtschaftkrise tragen wir mit der Verbesserung der Steuerbefreiungen
beim Betriebsübergang bei. Betriebe mit bis zu 20 Beschäftigten (bisher 10) unterliegen nicht mehr der Lohn -
summenregelung bei der Erbschaftsteuer. Eine Erbschaftsteuerbefreiung erfolgt bereits bei einer Betriebsfort -
führung von fünf Jahren.

Die CDU wird den Kurs für mehr Wachstum in Deutschland fortsetzen. So helfen wir dabei, Arbeitsplätze
zu sichern. Nur so kommen wir schnell aus der Krise – auch im Interesse der öffentlichen Haushalte.

Rückenwind für den Mittelstand
– gut für unsere Arbeitsplätze

V.i.S.d.P.: CDU-Bundesgeschäftsstelle | Klingelhöferstraße 8 | 10785 Berlin | info@cdu.de | www.cdu.de

Wachstumsbeschleunigungsgesetz

Die Mitte.

Die CDU steht an der Seite der Familien! Das gilt auch in der Wirtschaftskrise. Besonders Familien mit

geringem oder mittlerem Einkommen profitieren von der Familienpolitik der CDU: Einer Familie mit durch-

schnittlichem Einkommen stehen im Jahr 2010 rund 1.062 Euro mehr zur Verfügung.  

Das hat die CDU 2009 für Familien erreicht: 
� Zum Jahresbeginn 2009 wurde das Kindergeld für jedes erste und zweite Kind um 10 Euro auf monatlich 

164 Euro, für jedes dritte Kind um 16 Euro auf 170 Euro und für jedes vierte und weitere Kind ebenfalls um 

16 Euro auf 195 Euro pro Monat erhöht. � Im Rahmen des Konjunkturpaktes II wurde an kindergeldberechtigte Eltern einmalig ein Kinderbonus

von 100 Euro für jedes Kind gezahlt. � Die steuerlichen Kinderfreibeträge wurden um 216 Euro auf 6.024 Euro angehoben. 

� Der Kreis der Leistungsberechtigten beim Kinderzuschlag wurde mehr als verdoppelt. Dies hilft 

gerade Familien mit kleinen Einkommen, nicht zuletzt vielen Alleinerziehenden. 

� Als „Schulbedarfspaket“ erhalten einkommensschwache Eltern für ihre Kinder bis zur 13. Klasse 

für die schulische Bildung jährlich 100 Euro pro Kind.So werden Familien 2010 weiter entlastet: 
� Das Kindergeld wird für jedes Kind um weitere 20 Euro monatlich angehoben. 

� Die Kinderfreibeträge steigen von 6.024 Euro auf 7.008 Euro pro Kind. 

� Der Unterhaltsvorschuss für Alleinerziehende wird angehoben: Für Kinder im Alter von bis zu fünf 

Jahren steigt er von 117 auf 133 Euro und für Kinder von sechs bis elf Jahren von 158 auf 180 Euro. 

Die Union steht zu den Familien. Sie sorgt für Entlastungen von insgesamt 6,6 Milliarden Euro in 

den Jahren 2009 und 2010. 

Familien stärken – für einemenschliche Gesellschaft! 

V.i.S.d.P.: CDU-Bundesgeschäftsstelle | Klingelhöferstraße 8 | 10785 Berlin | info@cdu.de | www.cdu.de

Die Mitte.

Argumentationspapier 

Die CDU-geführte Bundesregierung von Bundeskanzlerin Angela Merkel bringt unser Land voran. 
Zum 1. Januar 2010 wurden die wirtschaftlichen Rahmenbedingungen für Familien, Arbeitnehmer und
Unternehmen spürbar verbessert. Damit unterstützen wir den Aufschwung und sichern Arbeitsplätze. 
So können wir die Krise schneller überwinden – auch im Interesse der öffentlichen Haushalte. Mit dem
bereits vor der Wahl verabschiedeten Bürgerentlastungsgesetz und den Maßnahmen des Konjunktur -
paketes II sowie mit dem von CDU, CSU und FDP durchgesetzten Wachstumsbeschleunigungsgesetz wer-
den die Bürgerinnen und Bürger und unsere Unternehmen um 26 Milliarden Euro entlastet. 

1. Familien stärken 

Familien und Kinder starten mit deutlich verbesserten Rahmenbedingungen ins neue Jahrzehnt. Mit dem
Wachstumsbeschleunigungsgesetz – mehr Kindergeld, höherer Kinderfreibetrag, höherer Unterhaltsvorschuss
für Alleinerziehende – setzen wir unsere erfolgreiche Familienpolitik der vergangenen Jahre konsequent fort. 

Zur Erinnerung: Mit dem Familienleistungsgesetz ist bereits zum Jahresbeginn 2009 das Kindergeld für das
erste und zweite Kind um jeweils 10 Euro sowie ab dem dritten Kind um jeweils 16 Euro erhöht worden. Gerade
kinderreiche Familien mit einem kleineren oder mittleren Einkommen profitieren von dieser Staffelung. Auch
die steuerlichen Kinderfreibeträge wurden vor einem Jahr um 612 Euro auf 6.024 Euro angehoben. 

Mit dem Wachstumsbeschleunigungsgesetz erfahren die Familien eine weitere Verbesserung: Seit dem 
1. Januar 2010 wird das Kindergeld erneut und diesmal um 20 Euro je Kind angehoben, auf 184 Euro für das 
erste und zweite Kind, auf 190 Euro für das dritte Kinder und auf 215 Euro für das vierte und jedes weitere Kind.
Der Kinderfreibetrag steigt von 6.024 auf 7.008 Euro. Damit nähern wir uns dem Ziel gleicher Grundfreibeträge
von Kindern und ihren Eltern. 

Familien mit Kindern werden 2009 und 2010 um insgesamt 6,6 Milliarden Euro entlastet. Davon entfallen über 
5 Milliarden Euro allein auf die Erhöhung des Kindergeldes. Außerdem wird der Ausbau der Kinderbetreuung
und der frühkindlichen Erziehung deutlich verstärkt. Mitten in der Wirtschaftskrise haben Städte und
Kommunen Anträge für Bundeszuschüsse für 150 000 Betreuungsplätze gestellt, die inzwischen bewilligt wor-
den sind. Das bedeutet eine Verdreifachung beim bewilligten Fördervolumen vom Jahr 2009 gegenüber 2008. 

Durch mehr Wachstum 
schneller aus der Krise!

V.i.S.d.P.: CDU-Bundesgeschäftsstelle | Klingelhöferstraße 8 | 10785 Berlin | info@cdu.de | www.cdu.de

Wachstumsbeschleunigungsgesetz

Die Mitte.

Seit dem 1. Januar 2010 werden die Bürgerinnen und Bürger sowie unsere Unternehmen spürbar entlastet.

Gute Nachrichten gibt es gerade für die Familien und den Mittelstand. 

Entlastungen für Bürgerinnen und Bürger 

� Familien mit Kindern werden stärker gefördert: Zum 1. Januar 2010 wurde das Kindergeld um je 20 Euro und

der Kinderfreibetrag von 6.024 auf 7.008 Euro für jedes Kind erhöht.

� Untere und mittlere Einkommen zahlen weniger Steuern: Der Grundfreibetrag wird von 7.834 auf 8.004 Euro

angehoben. Der Steuertarif wird verschoben. Damit kommt bei Gehaltserhöhungen wieder mehr bei den

Arbeitnehmern an und weniger beim Finanzamt.

� Außerdem werden die Kranken- und Pflegeversicherungsbeiträge steuerlich berücksichtigt. 

Einer Familie mit Durchschnittseinkommen und zwei Kindern stehen im Jahr 2010 rund 1.062 Euro mehr 

zur Verfügung. 

Wachstumsbedingungen für Unternehmen verbessern – Arbeitsplätze sichern 

Die Unternehmensteuerreform wurde in den Bereichen verändert, die mit der SPD nicht möglich waren: Um

krisenverschärfende Wirkungen zu vermeiden, können Verluste nun auch in weiteren Fällen steuerlich geltend

gemacht werden. Bei den Zinsabzugsbeschränkungen („Zinsschranke“) wird die steuerliche Freigrenze dauer-

haft auf drei Millionen Euro erhöht – das entlastet insbesondere kleine und mittlere Unternehmen und hilft

gerade in der Krise. 

Erbschaftsteuerreform weiterentwickelt  

Die Steuerbelastung für Geschwister und deren Kinder wird abgesenkt, die Bedingungen für die

Unternehmensnachfolge werden verbessert und krisenfest gestaltet. 

Die CDU fördert den wirtschaftlichen Aufschwung in Deutschland, damit Arbeitsplätze erhalten bleiben.

Wir entlasten vor allem Familien, Bürgerinnen und Bürger mit niedrigen und mittleren Einkommen sowie

den Mittelstand. Die CDU hält Kurs in der Koalition der Mitte. 

Familien stärken – Bürgerinnen und 

Bürger entlasten – Arbeitsplätze sichern

I M P R E S S U M
Dienstanbieter dieses Newsletters ist die CDU Deutschlands, vertreten durch die Vorsitzende Dr. Angela Merkel. Inhaltlich Verantwortlicher gemäß § 6 MDStV ist Bundesgeschäfts-
führer Dr. Klaus Schüler. CDU Deutschlands, Klingelhöferstraße 8, 10785 Berlin, Tel.: 030 22070-0, Fax: 030 22070-111, E-Mail: uid@cdu.de, Ust-Idnr.: DE 122116053

Folgende Materialien zum Wachstumsbeschleunigungsgesetz stehen 
Ihnen im CDUnet unter www.cdunet.de zum Download zur Verfügung:
� Flugblätter: „Rückenwind für den Mittelstand – gut für unsere 

Arbeitsplätze“ · „Familien stärken – Bürgerinnen und Bürger entlasten
– Arbeitsplätze sichern“ · „Familien stärken – für eine menschliche 
Gesellschaft“

� Argumentationspapier: „Durch mehr Wachstum schneller aus der Krise“
� Musterrede für die Neujahrsempfänge

Im Gespräch: Die Spitzenvertreter der beiden großen Volkskirchen, der Vorsitzende der Deutschen Bischofskonferenz, Erzbischof Robert Zollitsch, und die
Ratsvorsitzende der Evangelischen Kirche in Deutschland (EKD), Landesbischöfin Margot Käßmann, mit Angela Merkel und Hermann Gröhe

die Verluste an die FDP vor allem
damit zu begründen seien, dass
viele dieser Wählerinnen und
Wähler taktisch gewählt hätten,
damit Angela Merkel weiterhin
Kanzlerin bleibe. 

Künftig könne die Union, so
Jung, vor allem mit einer noch
stärkeren Positionierung in der
Mitte erfolgreich sein. Wenn sich
die Union auf Veränderungen in
der Gesellschaft noch besser ein-
stelle, seien auch Wahlergebnis-
se möglich, die über dem Erreich-
ten liegen.

Das „C“ als Grundlage
und Kompass der Politik

Als besondere Gäste bei der
diesjährigen Klausur begrüßte der
Bundesvorstand die beiden Spit-
zenvertreter der beiden großen
deutschen Volkskirchen, den Vor-
sitzenden der Deutschen Bi-
schofskonferenz, Erzbischof Ro -
bert Zollitsch, und die Ratsvorsit-
zende der Evangelischen Kirche
in Deutschland (EKD), Landes-
bischöfin Margot Käßmann. CDU-
Generalsekretär Hermann Gröhe
bezeichnete das Gespräch als
„gut und äußerst vertrauensvoll“.
Es habe sich gezeigt, dass „die bei-
den großen Volkskirchen und die
CDU das Anliegen teilen, das Be-
wusstsein für die christlichen
Grundlagen der freiheitlichen De-
mokratie und der Sozialen Markt-
wirtschaft zu stärken“, so Gröhe. 

Landesbischöfin Käßmann be-
kräftigte, Politikerinnen und Po-
litiker in der Wahrnehmung ihrer
Verantwortung bestärken zu
wollen. „Die Jahreslosung: ‚Eurer
Herz erschrecke nicht! Glaubt an
Gott und glaubt an Jesus Christ -
us!’ ermutigt dazu, sich auch
schwierigen Fragen unverzagt zu
stellen“, erklärte die EKD-Rats-
vorsitzende. „Es ist wichtig, dass
die CDU als große Volkspartei
sich auch in Zukunft mit dem „C“
zum christlichen Menschenbild
als Grundlage und Kompass ihrer

Politik bekennt. Dabei ist es not-
wendig, ein Wertefundament zu
vertreten, das für unsere Gesell-
schaft Stabilität bedeutet“, un-
terstrich Erzbischof Zollitsch. 

Zusammarbeit von Kirche
und Politik weiter wichtig

Die Gesprächspartner waren
sich einig, dass die großen Her-
ausforderungen der Zukunft nur
in einer gemeinsamen Anstren-
gung aller gesellschaftlichen
Kräfte bewältigt werden können.

Dazu gehöre insbesondere die
enge Zusammenarbeit von Kir-
chen und Politik. CDU-Generalse-
kretär Gröhe betonte: „Ob es um
den Weg aus der internationalen
Finanzmarkt- und Wirtschaftskri-
se geht, um gerechte Bildungs -
chancen, um die Bewahrung der
Schöpfung, um die Ausgestaltung
der sozialen Sicherungssysteme
oder um Deutschlands Verant-
wortung in der Welt: Die beiden
großen Volkskirchen und die
CDU sind füreinander besonders
wichtige Gesprächspartner.“
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http://www.youtube.com/watch?v=ILlBwQUy4Z8&feature=channel
http://www.youtube.com/cdutv?gl=DE&hl=de
http://www.youtube.com/watch?v=5sGh5QOj_go&feature=channel
www.cdunet.de



